
KantonSolothurn

«Dass das historische Städtchen Klus kaputtgeht, beelendet mich»

Interview: Christof Ramser

WärenSiebei derVerkehrsanbin-
dungThal eigentlich lieber im
WortsinnBaudirektorin als Justiz-
direktorin?DannbräuchtenSie
sichnunnicht vorGericht zu strei-
ten.
Sandra Kolly: Ich bin sehr gerne Bau-
direktorin, muss aber präzisieren: Als
Justizdirektorin unterliegtmir in erster
Linie die administrativeAufsicht über
die Staatsanwaltschaft. Ich würde
mich nie in ein laufendes Verfahren
einmischen. Die Gerichte sind selbst-
ständig.

Dennoch:AlsBaudirektorinkönn-
tenSie inderKlusbald einenSpa-
tenstichvornehmen.Darauswird
nunnichts.
Unddaswurmtmich. Ich bin die achte
Baudirektorin, die sichmitdiesemPro-
jekt beschäftigt, seit 60 Jahrenwirdge-
plant. Als Thalerin gebe ich offen zu:
Das Gerichtsurteil ging mir nah. Dass
wir unter Umständen neu mit der Pla-
nung beginnen müssen, dass der Stau
bestehen bleibt und das historische
Städtchen Klus dabei kaputtgeht, das
beelendetmich.

Wiekannes sein, dass eineVolks-
abstimmungangenommenwird,
abernichtumgesetztwerdenkann?
Für das Umfahrungsprojekt brauchte
es einerseits eingenehmigtesBau-und
Planungsverfahren, andererseits die
gesicherteFinanzierungdesKredits.Es
ist durchaus üblich und vom Bundes-
gericht gestützt, diese beiden Verfah-
renausEffizienzgründenparallel laufen
zu lassen. Der Kanton war überzeugt,
dass das Projekt genehmigungsfähig
ist. Und immerhin zeigte die Abstim-
mung, dass das Volk diese Umfahrung
will, und zwar deutlich.

VerstehenSie, dass so eineVoll-
bremsung inderBevölkerungFrust
auslösenkann?
Natürlich. Für viele ist nicht nachvoll-
ziehbar, dass nicht dasVolk über allem
steht, sondern einGericht sagt:Dieses
Projekt ist nicht genehmigungsfähig.
Aber wir wussten, dass dieser Fall ein-
treffen kann.

HättenSie,mit demheutigen
Wissen, dieAbstimmungnicht
dochbesser vertagen sollen?
Nein, denn das Gutachten der Eidge-
nössischenNatur- undHeimatschutz-
kommission und der Eidgenössischen
Kommission für Denkmalpflege, auf
das sich das Verwaltungsgericht
stützt, ist als Beweismittel ein Aspekt
für die Interessenabwägungen. Der
Kanton hat mehrere externe Gutach-
ten eingeholt, unsere Fachstellen ha-
ben Abklärungen getroffen und wir
kamen zu einemgegenteiligen Resul-
tat.

NachderAbstimmungsagtenSie,
dassdasProjektdieAnforderun-
genbezüglichOrtsbild- undLand-
schaftsschutz erfüllt. EineFehlein-
schätzung?
Im Gegenteil, denn ich bin überzeugt,
dass das Projekt bewilligungsfähig ist.
Dafür spricht auch, dass der Solothur-
ner Heimatschutz keine Einsprache
erhoben hat.

WohernehmenSiedieÜberzeu-
gung?
Gemäss dem Schutzblatt der schüt-
zenswerten Ortsbilder von nationaler
Bedeutung (Isos) für das Städtchen
Klus ist jedeMassnahme zu unterstüt-
zen,welchedessenhistorischeBedeu-
tungbetont unddessenGebäudeeiner
adäquatenNutzung zuführt.Massnah-
men zur Eindämmung der durch den

Verkehr verursachtenLuft- undLärm-
belastung sinddemnach zu realisieren.
Genaudieswollenwirmit derUmfah-
rung.Hingegenhat sichdasGutachten
der Eidgenössischen Kommissionen
nicht nähermit diesen Empfehlungen
auseinandergesetzt, was wir bemän-
geln. Stattdessen führt derVerkehrnun
weiterhin durch das Städtchen.

WareskeineOption, dasVerwal-
tungsgerichtsurteil zuakzeptieren?
Drohtnunnicht eineVerschlep-
pungdesStauproblems?
Bis das Urteil des Bundesgerichts vor-
liegt, kann es ein Jahr dauern. Lehnt es
das Projekt ab, könnenwir das Projekt
tatsächlichnicht umsetzen.Dannzöge
sich die Lösung des Problems in die

Länge. Aber wir wollten einfach nicht
den Kopf in den Sand stecken, gerade
weil sich die Stimmbevölkerung so
deutlich hinter dieUmfahrung gestellt
hatte.

WieschätzenSiedieChancenvor
Bundesgericht ein ?
ZueinemlaufendenVerfahrenkann ich
michnicht äussern.Was ichaber sagen
kann:DieHürde, vorBundesgericht zu
gewinnen, ist hoch.Esgibtnunmaldie-
ses Gutachten und das Urteil des Ver-
waltungsgerichts. Doch das Vorhaben
ist nicht aussichtslos.

Wasmüsstepassieren?
DasBundesgerichtmüsstedieSituation
noch einmal vertieft überprüfen. Aber
weiter will ich mich nicht auf die Äste
hinauswagen. Ichwerdemichnicht zur
Arbeit der Richterinnen und Richter
äussern.

GegnerderUmfahrung fordernein
sofortigesMassnahmenpaket.
EtwaeineStudie zumKosten-Nut-
zen-Verhältnis derOeBBmitdem
Ziel, dieBahnstillzulegen.Was
passiert jetzt inderKlus?
So eine Studie braucht es nicht. Das
Bundesamt fürVerkehrwertet jährlich
den Kostendeckungsgrad der Regio-
nalverkehrslinien aus.DieOeBBweist
einen solchenvon37,5Prozent auf.Das
ist imVergleichmit anderenRegional-
bahnen ein Mittelwert und ein ähnli-
cher Wert wie beim Bipperlisi. Der
Bund stellt die OeBB nicht in Frage.

DieUmfahrungKlus kann so nicht bewilligt
werden.Das hat das Verwaltungsgericht
entschieden. Regierungsrätin SandraKolly
verteidigt denWeiterzug desUrteils an das
Bundesgericht. Unddie Baudirektorin
zerpflückt das von denUmfahrungsgegnern
geforderte Paket an Sofortmassnahmen.

Trotz Ja an der Urne ist die Umfahrung Klus blockiert. Sandra Kolly kann die Frustration über das Gerichtsurteil nachvollziehen: «Für viele ist nicht nachvollziehbar, dass nicht die Bevölkerung über allem steht.»Bild:CaroleLauener

«Esbrauchtkeine
Studie zum
Kosten-Nutzen-
Verhältnisder
OeBB. Ichwürde
derBahndie
Daseinsberechti-
gungnicht
absprechen.»

Flaschenhals zwischen Balsthal
und Oensingen. Die Durchfahrt
durch die Klus ist auf 1000 Fahr-
zeuge pro Stunde ausgelegt.
Bild: Bruno Kissling
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Umstrittene Dünnern-Renaturierung:
«Wir können nicht eine Flut abwarten»
Bauernwehren sich gegen die ökologischeAufwertung des Flusses, Umwelt-
verbände kontern.Nunwill SandraKolly die Parteien noch einmal an einenTisch
bringen.Und sie verteidigt denVerzicht auf einenAutobahntunnel imGäu.

Interview: Christof Ramser

SandraKolly, in IhrDepartement
fallennebenderUmfahrungKlus
zweiweitereaktuelleBaustellen:
derAutobahnausbauLuterbach–
Härkingenunddie teilweiseUnter-
tunnelungderA1 imGäu,vonder
derKantonsratnichtswissenwill.
EineverpassteChance?
SandraKolly:DerKantonhat,wie von
einem runden Tisch mit Vertretern
der Gemeinden, der Landwirtschaft
undUmweltverbändengefordert, die-
seMassnahmebezüglich Lärm,Öko-
logie und Landwirtschaft abgewogen
undkamzurErkenntnis:Dengrössten
LärmschutzwürdederTunnel imun-
bewohnten Gebiet bringen, einige
wenige Liegenschaften hätten deut-
lichprofitiert.Natürlichhättemanden
Tunnelabschnitt obenbegrünenkön-
nen. Doch die Landwirtschaft hätte
davon keine wertvollen Fruchtfolge-
flächen im grösseren Rahmen erhal-
ten. Deshalb war der Regierungsrat
der Meinung, dass das Kosten-Nut-
zen-Verhältnismit60MillionenFran-
ken fürdenKantonnicht stimmt.Hin-
zu kommt: Der Tunnel hätte unter
laufendem Betrieb gebaut werden
müssen, wir hätten eine jahrelange
VerzögerungdesAutobahnausbaus in
Kauf genommen. Selbst die Gäuer
Gemeinden haben sich schliesslich
dagegen ausgesprochen.

Hat sichderRegierungsrat unter
IhremVorgängerbeimBundes-
amt für Strassenzuwenig fürdie
längereTunnelvariante starkge-
macht?
Daswar2013und ist fürmich schwie-
rig zubeurteilen, ichkannnicht fürdie
damalige Regierung sprechen. Nun
sagendieTunnelbefürworter, dassdie
Regierung damals hartnäckiger hätte
sein müssen. Doch die Kosten waren
enorm, der Kanton hätte über 300
MillionenFrankenübernehmenmüs-
sen.Deshalbhiess esdamals, dassdas
Kosten-Nutzen-Verhältnisnichtüber-
einstimmt.

SiehadernmitBlickaufkommen-
deGenerationennicht?
Nein, ich bin froh, dass wir dieMass-
nahmen einzeln bewertet haben. Für
10MillionenFrankenerhaltenwirnun
eine zusätzliche Lärmschutzwand in
Oensingen, diewirklich etwas bringt.
Und ichwerdemich hartnäckig dafür
einsetzen, dass ein Lärmschutzbelag
auf dem neuesten Stand der Technik
eingebaut wird, und zwar flächende-
ckend. Ich bin überzeugt, dass dies
umgesetzt werden kann.

Wieder aufgeflammt ist jüngst die
Debatte zurDünnern-Renaturie-
rung.DieBauern sinddagegen,
befürchtenKulturlandverlust.
Fast dieHälftedesKantonsrats
hat sichhinter einenVorstoss
gestellt, aufHotspots zuverzich-
ten,woderFluss ökologisch
aufgewertetwerden soll. Für Sie
nachvollziehbar?

Wir haben ein Hochwasserschutzde-
fizit. Die Dünnern kann ein Jahrhun-
derthochwassernicht schlucken.Weil
dasGäudicht überbaut ist und es vie-
le Firmen gibt, etwa aus der Logistik-
branche, ist das Schadenpotenzial
entsprechendgross. Ichverstehe,dass
sich die Bauern um ihr Land sorgen.
Doch der Kanton kann nicht einfach
eineFlut abwarten, sondernmuss vo-
rausschauend planen. Und wenn wir
Hochwasserschutzmassnahmen rea-
lisieren, braucht es eine gewisse Re-
naturierung. Sonst zahlt der Bund
keine Beiträge.

Wiegeht es jetztweiter?
Das Projektwurde imVerlauf der bis-
herigenBearbeitung bereits zuGuns-
ten der landwirtschaftlichen An-
liegen weiterentwickelt. Die bean-
spruchten Fruchtfolgeflächen
werden kompensiert, zudem kann
der Kanton den betroffenen Land-
eigentümern Realersatz anbieten.
Wir gehen aber nochmals über die

Bücher. Bei gewissen Hotspots gibt
es noch Diskussionspotenzial. Zu-
dem bleibt mit dem Verzicht auf
Flurwege und der extensiven land-
wirtschaftlichen Nutzung von künf-
tig flachen Uferböschungen ein Teil
der vomProjekt betroffenen Flächen
weiterhin als landwirtschaftliche
Nutzfläche erhalten.

Wieviel genau?
Vondengemäss aktuellemHochwas-
serschutzprojekt insgesamt betroffe-
nen 17,5 Hektaren landwirtschaftli-
chenNutzflächenkönnendamit rund
7,5 Hektaren weiterhin zumindest
extensiv landwirtschaftlich genutzt
werden. Die restlichen rund 10 Hek-
tarenverteilen sichauf eineLängevon
19 Kilometern und werden in einem
Zeitrahmen von 15 bis 20 Jahren be-
ansprucht.

WennSiedenBauernentgegen-
kommen, ist derWiderstandder
Umweltverbändeauf sicher.
DieHerausforderungwird es sein, zu
eruieren,wie starkdieParteienbereit
sind, noch einmal einen Schritt auf-
einander zuzugehen. Damit wir am
Schluss einProjekthaben,daswirum-
setzen können. Und hinter dem auch
der Bund stehen kann.

Das töntnachKnochenarbeit.
DieDünnern-Renaturierungerfordert
dennächsten«Hosenlupf».Dochdas
bin ichmir gewohnt. Ich hatte als Re-
gierungsrätin sozusagen100Minuten
Schonfrist, danngingesmit kniffligen
Geschäften los.Dawarder geforderte
Planungsstopp des neuenGefängnis-
ses im Deitinger Schachen, dann die
UmfahrungKlus, kürzlichderA1-Tun-
nel. Aber solche Herausforderungen
machendieArbeit alsRegierungsrätin
spannend.

Zwischen Oensingen und Olten ist die Dünnern kanalisiert. Bild: Fabio Baranzini

«Einegewisse
Renaturierung
brauchtes. Sonst
zahltderBund
keineBeiträge.»
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dass das Projekt genehmigungsfähig
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mung, dass das Volk diese Umfahrung
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UndSie?
Im Moment ist das kein Thema. Ich
würde der OeBB die Daseinsberechti-
gungnicht absprechen.Das sieht sicher
auchdieGemeindeBalsthal alsHaupt-
aktionärin so. Zudem darf man den
Güterverkehr der OeBB nicht unter-
schätzen. Ein lukratives Geschäft, was
bei dessen Wegfall zwischen Oen-
singen und Balsthal 6500 zusätzliche
Lastwagenfahrten pro Jahr bedeuten
würde.

Wiesteht esmitTaktverdichtun-
genundTempo30?
DasBuskonzept 2024 sieht vor, diePa-
rallelfahrten von Bahn und Bus zu re-
duzierenund indenHauptverkehrszei-
ten zwischen Balsthal und Oensingen
den Viertelstundentakt einzuführen.
DieOeBBgewährleistet denAnschluss
an den IC5, die Busse an die Regional-
züge.Tempo30 ist heute inStosszeiten
wegen des StausWunschdenken. Eine
generelle Temporeduktion steht mo-
mentan nicht imVordergrund.

Wiesieht esmitParkandRideaus,
alsoParkplätzenbei derThal-
brücke,wodiePendler aufdie
Bahnumsteigenkönnen?
Die Auswirkungen auf den Modalsplit
wären gering und es würde die Ver-
kehrsproblematik in der Klus nicht lö-
sen.Ausserdem ist nicht bekannt,wel-
che Auswirkungen es generell auf den
Verkehrsfluss hätte, wenn in Stosszei-
ten zahlreiche Autos bei den Parkplät-
zen zirkulieren und einfädeln. Nicht

zuletzt gibt es bei der Thalbrücke ein
Platzproblem, und 20 Parkplätze wür-
den dort für Park and Ride wohl nicht
ausreichen.

Siehaben selberWurzeln imThal,
IhreEltern lebennochdort, Sie
besuchten inHerbetswil undMat-
zendorf die Schule.WelcheErinne-
rungenhabenSie andenStau inder
Klus?
Es gab sicherlich schon damals Stau,
wennauchweniger als heute.Ganzge-
nau weiss ich es aber nicht mehr. Ich
lebe seit 29 Jahren in Neuendorf im
Gäu.Als ichausdemThalwegzog, fuhr
ichnochnicht langeAutoundwarzuvor
oft zu Fuss unterwegs.

Derzeit kanndieDurchfahrt durch
dieKlusbis zu30Minutendauern.
Wiewirdes in zehn Jahren sein?
Sicher nichtweniger lang.DerVerkehr
nimmt gemäss dem Bundesamt für
Raumentwicklung von Jahr zu Jahr zu,
das ist einFakt.UndmehrHomeoffice,
wie im Urteil des Verwaltungsgerichts
festgehalten wird, dürfte das nicht än-
dern. Die Durchfahrt durch den Fla-
schenhals Klus ist derzeit auf 1000
Fahrzeuge pro Stunde ausgelegt. Mit
der Umfahrung wären es 1600 Fahr-
zeuge. Die Verkehrsanbindung Thal
könnte die Verkehrszunahme schlu-
cken. Ansonstenwird sich der Verkehr
weiterhin durch die Klus zwängen und
damit mittel- bis längerfristig den Be-
stand und Erhalt des Städtchens als
Ganzes gefährden.
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